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Gesetz
über die strukturelle Anpassung der Landwirtschaft 

an die soziale und ökologische Marktwirtschaft 
in der Deutschen Demokratischen Republik 

— Landwirtschaftsanpassungsgesetz — 
vom 29. Juni 1990
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1. Abschnitt 
Grundsätze

§  1
Gewährleistung des Eigentums

Privateigentum an Grund und Boden und die auf ihm beruhende 
Bewirtschaftung werden in der Land- und Forstwirtschaft im vollen 
Umfang wiederhergestellt und gewährleistet.

§ 2
Gleichheit der Eigentumsformen

Alle Eigentums- und Wirtschaftsformen, die bäuerlichen Familien
wirtschaften und freiwillig von den Bauern gebildete Genossenschaf
ten sowie andere landwirtschaftliche Unternehmen erhalten im 
Wettbewerb Chancengleichheit

§3
Zielstellung des Gesetzes

Dieses Gesetz dient der Entwicklung einer vielfältig strukturierten 
Landwirtschaft und der Schaffung von Voraussetzungen für die 
Wiederherstellung leistungs- und wettbewerbsfähiger Landwirt
schaftsbetriebe, um die in ihnen tätigen Menschen an der Einkom
mens- und Wohlstandsentwicklung zu beteiligen.

2. Abschnitt
Teilung und Zusammenschluß von 

landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften

§4
Zulässigkeit der Teilung

(1) Eine landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaft (nachfol
gend LPG genannt) kann als übertragendes Unternehmen unter 
Auflösung ohne Abwicklung ihr Vermögen teilen durch gleichzeitige 
Übertragung der Vermögensteile jeweils als Gesamtheit auf andere, 
von ihr dadurch gegründete neue Unternehmen gegen Gewährung 
von Anteilen oder anderen Mitgliedschaftsrechten dieser Unterneh
men an die Mitglieder der übertragenden LPG. Die Teilung ist 
zulässig zur Neugründung von neuen Genossenschaften, Personenge
sellschaften oder Kapitalgesellschaften.

(2) Die Teilung ist unzulässig, wenn auf ein neues Unternehmen im 
wesentlichen nur ein einzelner Gegenstand oder eine einzelne 
Verbindlichkeit übergehen soll.

(3) Auf die Gründung der neuen Unternehmen sind die für die 
jeweilige Rechtsform des neuen Unternehmens geltenden Grün
dungsvorschriften entsprechend anzuwenden, soweit sich aus diesem 
Gesetz nichts anderes ergibt.

§5
Teilungsplan

(1) Der Vorstand der LPG hat einen Teilungsplan aufzustellen. 
Dieser muß mindestens folgende Angaben enthalten:

1. den Namen oder die Firma und den Sitz der an der Teilung 
beteiligten Unternehmen;

2. die Erklärung über die Übertragung der Teile des Vermögens 
der übertragenden LPG jeweils als Gesamtheit gegen Gewäh
rung von Anteilen oder Mitgliedschaftsrechten der neuen 
Unternehmen;

3. die Einzelheiten für den Erwerb der Anteile der neuen Unter
nehmen oder der Mitgliedschaft bei den neuen Unternehmen;

4. den Zeitpunkt, von dem an die Handlungen der übertragenden 
LPG als für Rechnung jedes der neuen Unternehmen vorgenom
men gelten;

5. die Rechte, welche die neuen Unternehmen einzelnen Mitglie
dern der LPG gewähren;

6. die genaue Beschreibung und Aufteilung der Gegenstände des 
Aktiv- und Passivvermögens der LPG sowie der betriebsbezo
genen Produktionsquoten;

7. die Aufteilung der Anteile oder Mitgliedschaftsrechte jedes der 
neuen Unternehmen auf Mitglieder der übertragenden LPG;

8. die Aufteilung der sich aus abgeschlossenen Verträgen ergeben
den Rechte und Pflichten auf die Rechtsnachfolger.

(2) Der Vorschlag, welche Grundstücke, Viehbestände, Pflanzenan
lagen, Maschinen, Gebäude, Anlagen, Anteile an gemeinsamen 
Unternehmen, Verbindlichkeiten und Forderungen, auf welche neue 
Unternehmen übergehen, hat unter Beachtung des künftigen Zwecks 
des Geschäftsbetriebes der Unternehmen, der Anzahl der übergehen
den Mitglieder und der Sicherung annähernd gleicher Produktions
und Verwertungsbedingungen zu erfolgen.

(3) Dem Teilungsplan sind als Anlage die für die Gründung der 
neuen Unternehmen erforderlichen Urkunden (Statuten, Gesell
schaftsverträge und Satzungen) beizufügen.

§ 6
Teilungsbericht

(1) Der Vorstand der LPG hat den Beteiligten einen ausführlichen, 
schriftlichen Bericht vorzulegen, in dem die Teilung, der Teilungsplan 
und die Angaben über die Mitgliedschaftsrechte bei den neuen 
Unternehmen erläutert und begründet werden.

(2) Vor der Einberufung der Vollversammlung ist in Brigade- und 
Abteilungsversammlungen die vorgesehene Teilung zu beraten.

(3) Die Revisionskommission hat sich schriftlich zu äußern, ob die 
Teilung mit den Belangen der Mitglieder und der Gläubiger vereinbar 
ist.

§7
T eilungsbeschluß

(1) Der Teilungsplan wird nur wirksam, wenn die Mitglieder der 
LPG ihm durch Beschluß zustimmen. Der Beschluß kann nur in der 
Vollversammlung gefaßt werden.

(2) Der Beschluß bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
abgegebenen Stimmen, sofern nicht das Statut der LPG für Beschlüs
se über Änderungen des Statuts eine größere Mehrheit und weitere 
Erfordernisse bestimmt.


